
ALLGEMEINE GESCHÄFTSBEDINGUNGEN
WDS Werbe & Druck Service Schmitt

I. GELTUNGSBEREICH/VERTRAGSSCHLUSS

Aufträge werden ausschließlich auf der Grundlage nach-
folgender Bedingungen ausgeführt. Abweichende Regelun-
gen bedürfen der schriftlichen Bestätigung.

II. PREISE

1. Die im Angebot des Auftragnehmers genannten Preise 
gelten unter dem Vorbehalt, dass die der Angebotsabga-
be zugrundegelegten Auftragsdaten unverändert bleiben, 
längstens jedoch vier Monate nach Eingang des Angebotes 
beim Auftraggeber. Bei Aufträgen mit Lieferung an Dritte 
gilt der Besteller als Auftraggeber, soweit keine anderweiti-
ge ausdrückliche Vereinbarung getroffen wurde. Die Preise 
des Auftragnehmers enthalten keine Mehrwertsteuer. Die 
Preise des Auftragnehmers gelten ab Werk. Sie schließen 
Verpackung, Fracht, Porto, Versicherung und sonstige Ver-
sandkosten nicht ein.

2. Nachträgliche Änderungen auf Veranlassung des Auf-
traggebers einschließlich des dadurch verursachten Maschi-
nenstillstandes werden dem Auftraggeber berechnet. Als 
nachträgliche Änderungen gelten auch Wiederholungen 
von Probeandrucken, die vom Auftraggeber wegen gering-

fügiger Abweichung von der Vorlage verlangt werden.

3. Skizzen, Entwürfe, Probesatz, Probedrucke, Korrektur-
abzüge, Änderung angelieferter/übertragener Daten und 
ähnliche Vorarbeiten, die vom Auftraggeber veranlaßt sind, 
werden berechnet. Gleiches gilt für Datenübertragungen (z. 
B. per ISDN).

III. ZAHLUNG

1. Die Zahlung hat sofort nach Erhalt der Rechnung ohne 
jeden Abzug zu erfolgen. Eine etwaige Skontovereinbarung 
bezieht sich nicht auf Fracht, Porto, Versicherung oder sons-
tige Versandkosten. Die Rechnung wird unter dem Tag der 
Lieferung, Teillieferung oder Lieferbereitschaft (Holschuld, 

Annahmeverzug) ausgestellt. Wechsel werden nur nach 
besonderer Vereinbarung und zahlungs- halber ohne Skon-
togewährung angenommen. Zinsen und Spesen trägt der 
Auftraggeber. Sie sind vom Auftraggeber sofort zu zahlen. 
Für die rechtzeitige Vorlegung, Protestierung, Benachrich-
tigung und Zurückleitung des Wechsels bei Nichteinlösung 
haftet der Auftragnehmer nicht, sofern ihm oder seinem Er-
füllungsgehilfen nicht Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur 
Last fallen.

2. Bei außergewöhnlichen Vorleistungen kann angemesse-
ne Vorauszahlung verlangt werden.

3. Der Auftraggeber kann nur mit einer unbestrittenen oder 
rechtskräftig festgestellten Forderung aufrechnen oder ein 
Zurückbehaltungsrecht ausüben.

4. Ist die Erfüllung des Zahlungsanspruches wegen einer 
nach Vertragsschluß bekanntgewordenen wesentlichen 
Verschlechterung der Vermögensverhältnisse des Auftrag-
gebers gefährdet, so kann der Auftragnehmer Vorauszah-
lung verlangen, noch nicht ausgelieferte Ware zurückhalten 
sowie die Weiterarbeit einstellen. Diese Rechte stehen dem 
Auftragnehmer auch zu, wenn der Auftraggeber sich mit 
der Bezahlung von Lieferungen in Verzug befindet, die auf 

demselben rechtlichen Verhältnis beruhen.

5. Bei Zahlungsverzug sind Verzugszinsen in Höhe von 7 
% über dem jeweiligen Basiszinssatz zu zahlen, der gemäß 
dem Diskontsatz-Überleitungs-Gesetz von der Deutschen 
Bundesbank veröffentlicht wird. Die Geltendmachung wei-
teren Verzugsschadens wird hierdurch nicht ausgeschlossen.

IV. LIEFERUNG

1. Soll die Ware versendet werden, geht die Gefahr auf den 
Auftraggeber über, sobald die Sendung an die den Trans-
port durchführende Person übergeben worden ist.

2. Liefertermine sind nur gültig, wenn sie vom Auftragneh-
mer ausdrücklich bestätigt werden. Wird der Vertrag schrift-
lich abgeschlossen, bedarf auch eine etwaige gesonderte 



Bestätigung über den Liefertermin der Schriftform.

3. Gerät der Auftragnehmer in Verzug, so ist ihm zunächst 
eine angemessene Nachfrist zu gewähren. Nach fruchtlo-
sem Ablauf der Nachfrist kann der Auftraggeber vom Ver-
trag zurücktreten. § 361 BGB bleibt unberührt.

4. Betriebsstörungen – sowohl im Betrieb des Auftragneh-
mers als auch in dem eines Zulieferes – wie z. B. Streik, 
Krieg, Naturkatastrophen, Feuer, Aussperrung sowie alle 
sonstigen Fälle höherer Gewalt, berechtigen erst dann zur 
Kündigung des Vertrages, wenn dem Auftraggeber ein 
weiteres Abwarten nicht mehr zugemutet werden kann, 
anderenfalls verlängert sich die vereinbarte Lieferfrist um 
die Dauer der Verzögerung. Eine Kündigung ist jedoch frü-
hestens vier Wochen nach Eintritt der oben beschriebenen 
Betriebsstörung möglich. Eine Haftung des Auftragneh-
mers ist in diesen Fällen ausgeschlossen.

5. Im kaufmännischem Verkehr steht dem Auftragnehmer 
an vom Auftraggeber angelieferten Druck- und Stempel-
vorlagen, Manuskripten, Rohmaterialien und sonstigen 
Gegenständen ein Zurückbehaltungsrecht gemäß § 369 
HGB bis zur vollständigen Erfüllung aller fälligen Forderun-
gen aus der Geschäftsverbindung zu.

V. TREUBINDUNG

Die Treubindung gegenüber dem Vertragspartner ver-
pflichtet den Auftragnehmer zu einer objektiven, auf die 
Zielsetzung des Auftraggebers ausgerichteten Beratung. 
Dies betrifft insbesondere etwaige Fragen des Media-Ein-
satzes und die Auswahl Dritter durch den Auftragnehmer, 
z. B. im Bereich der Werbemittelproduktion oder Drucke-
rei. Sofern der Vertragspartner sich ein Mitspracherecht 
nicht ausdrücklich vorbehalten hat, erfolgt die Auswahl 
Dritter unter der Berücksichtigung des Grundsatzes eines 
ausgewogenen Verhältnisses von Wirtschaftlichkeit und 
bestmöglichem Erfolg im Sinne des Vertragspartners.

VI. MEDIA- UND DRUCKEREIAUFTRÄGE

Aufträge an Werbeträger und Druckereien etc. erteilt der 
Auftragnehmer im eigenen Namen und für eigene Rech-

nung. Der Auftragnehmer berechnet diesbezüglich geson-
dert seine Aufwendungen gegenüber dem Auftraggeber.

VII. EIGENTUMSVORBEHALT

1. Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Bezah-
lung Eigentum des Auftragnehmers. Über Zwangsvollstre-
ckungsmaßnahmen Dritter in die Vorbehaltsware hat uns 
der Auftraggeber unverzüglich unter Übergabe der für eine 
Intervention notwendigen Unterlagen zu unterrichten;dies 
gilt auch für Beeinträchtigungen sonstiger Art. Unabhän-
gig davon hat der Auftraggeber bereits im Vornhinein die 
Dritten auf die an der Ware bestehenden Rechte hinzu-
weisen.

2. Der Auftraggeber ist verpflichtet, die Vorbehaltsware 
pfleglich zu behandeln; insbesondere ist er verpflichtet, 
diese auf eigene Kosten gegen Feuer-, Wasser- und Dieb-
stahlsschäden ausreichend zum Neuwert zu versichern.

3. Die nachfolgende Regelung gilt nur im kaufmännischen 
Verkehr: Die gelieferte Ware bleibt bis zur vollständigen Be-
zahlung aller zum Rechnungsdatum bestehenden Forderun-
gen des Auftragnehmers gegen den Auftraggeber sein Ei-
gentum. Zur Weiterveräußerung ist der Auftraggeber nur im 
ordnungsgemäßen Geschäftsgang berechtigt. Der Auftragge-
ber tritt seine Forderungen aus der Weiterveräußerung hier-
durch an den Auftragnehmer ab. Der Auftragnehmer nimmt 
die Abtretung hiermit an. Spätestens im Falle des Verzugs ist 
der Auftraggeber verpflichtet den Schuldner der abgetrete-
nen Forderung zu nennen. Übersteigt der Wert der für den 
Auftragnehmer bestehenden Sicherheiten dessen Forderung 
insgesamt um mehr als 20 %, so ist der Auftragnehmer auf 
Verlangen des Auftraggebers oder eines durch die Übersiche-
rung des Auftragnehmers beeinträchtigten Dritten insoweit 
zur Freigabe von Sicherungen nach Wahl des Auftragnehmers 
verpflichtet. 

4. Bei Be- oder Verarbeitung vom Auftragnehmer gelieferten 
und in dessen Eigentum stehender Waren ist der Auftragneh-
mer als Hersteller gemäß § 950 BGB anzusehen und behält in 
jedem Zeitpunkt der Verarbeitung Eigentum an den Erzeug-
nissen. Sind Dritte an der Be- oder Verarbeitung beteiligt, ist 
der Auftragnehmer auf einen Miteigentumsanteil in Höhe des 
Rechnungswertes der Vorbehaltsware beschränkt. Das so er-
worbene Eigentum gilt als Vorbehaltseigentum.



VIII. BEANSTANDUNGEN/GEWÄHRLEISTUNGEN 

UND VERJÄHRUNG VON ANSPRÜCHEN

1. Der Auftraggeber hat die Vertragsgemäßheit der gelie-
ferten Ware sowie der zur Korrektur übersandten Vor- und 
Zwischenerzeugnisse in jedem Fall zu prüfen. Die Gefahr 
etwaiger Fehler geht mit der Druckreiferkläfrung/ Ferti-

gungsreiferklärung auf den Auftraggeber über, soweit es 
sich nicht um Fehler handelt, die erst in dem sich an die 
Druckreiferklärung/ Fertigungsreiferklärung anschließenden 
Fertigungsvorgang entstanden sind oder erkannt werden 
konnten. Das gleiche gilt für alle sonstigen Freigabeerklä-
rungen des Auftraggebers. Korrekturvorlagen sind vom 
Auftraggeber genau zu überprüfen, auch auf den Verwen-
dungszweck des Gesamtauftrages hin. Fehlerkorrekturen 
sind deutlich zu kennzeichnen, denn sie sind für die Auftrag-
sabwicklung verbindlich. Grundsätzliche – oder spätere – 
Änderungswünsche sind kostenpflichtig. Für Ausführungen 
nach vom Besteller eingereichten Vorgaben hat dieser allein 
die Sorgfaltspflicht.

2. Beanstandungen sind nur innerhalb einer Woche nach 
Empfang der Ware zulässig. Versteckte Mängel, die nach 
der unverzüglichen Untersuchung nicht zu finden sind, müs-
sen innerhalb der gesetzlichen Gewährleistungsfrist geltend 
gemacht werden.

3. Bei berechtigten Beanstandungen ist der Auftragnehmer 
nach seiner Wahl unter Ausschluß anderer Ansprüche zur 
Nachbesserung und/oder Ersatzlieferung verpflichtet. Im 
Falle verzögerter, unterlassener oder misslungener Nach-
besserung oder Ersatzlieferung kann der Auftraggeber Her-
absetzung der Vergütung (Minderung) oder Rückgängigma-
chung des Vertrages (Wandlung) verlangen.

4. Mängel eines Teils der gelieferten Ware berechtigen nicht 
zur Beanstandung der gesamten Lieferung, es sei denn, dass 
die Teillieferung für den Auftraggeber ohne Interesse ist.

5. Farben und Beschaffenheit von Endprodukten können 
Unterschiede zum Muster aufweisen, die durch Reprodukti-
on oder Fabrikationstechnik unvermeidbar sind. Bei farbigen 
Reproduktionen in allen Herstellungsverfahren können ge-
ringfügige Abweichungen vom Original nicht beanstandet 
werden. Das gleiche gilt für den Vergleich zwischen sons-
tigen Vorlagen (z. B. Digital Proofs, Andrucken) und dem 
Endprodukt. 

6. Für Abweichungen in der Beschaffenheit des eingesetz-
ten Materials haftet der Auftragnehmer nur bis zur Höhe 
des Auftragswertes.

7. Stellt der Auftraggeber Material zur Beschriftung zur 
Verfügung, so haftet der Auftragnehmer nur für die ord-
nungsgemäße Durchführung der Beschriftung. Der Auf-
traggeber ist verpflichtet, die Geeignetheit des Materials 
zu prüfen. Durch die Erteilung des Auftrages bestätigt der 
Auftraggeber, dass das vorgenannte Material für die Be-
schriftung geeignet ist. Bei einer Beschädigung des Mate-
rials durch die Beschriftung haftet der Auftragnehmer nur 
für Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit.

8. Zulieferungen (auch Datenträger, übertragene Daten) 
durch den Auftraggeber oder durch einen von ihm einge-
schalteten Dritten unterliegen keiner Prüfungspflicht sei-
tens des Auftragnehmers. Dies gilt nicht für offensichtlich 
nicht verarbeitungsfähige oder nicht lesbare Daten. Bei 
Datenübertragungen hat der Auftraggeber vor Übersen-
dung jeweils dem neuesten technischen Stand entspre-
chende Schutzprogramme für Computerviren einzusetzen. 
Die Datensicherung obliegt allein dem Auftraggeber. Der 
Auftragnehmer ist berechtigt eine Kopie anzufertigen.

9. Mehr- oder Minderlieferungen bis zu 10 % der bestell-

ten Auflage können nicht beanstandet werden. Berechnet 
wird die gelieferte Menge. Bei Lieferungen aus Papierson-
deranfertigungen unter 1.000 kg erhöht sich der Prozent-
satz auf 20 %, unter 2.000 kg auf 15 %.

10. Die Ansprüche des Auftragnehmers auf Zahlung ver-
jähren abweichend von § 195 BGB in fünf Jahren. Bezüg-
lich des Beginns der Verjährungsfrist gilt 

§ 199 BGB. IX. HAFTUNG/VERZUG

1. Die Haftung des Auftragnehmers für vertragliche Pflicht-
verletzungen sowie aus Delikt ist auf Vorsatz und grobe 
Fahrlässigkeit beschränkt; der Auftragnehmer haftet außer-
dem bei Fehlen zugesicherter Eigenschaden und in Fällen 
zwingender Haftung nach dem Produkthaftungsgesetz. 
Dies gilt nicht bei Verletzung von Leben, Körper und Ge-
sundheit des Auftraggebers, Ansprüchen wegen der Verlet-
zung von Kardinalpflichten, d.h. von Pflichten, die sich aus 



der Natur des Vertrages ergeben und bei deren Verletzung 
die Erreichung des Vertragszwecks gefährdet ist sowie dem 
Ersatz von Verzugsschaden (§ 286 BGB). Insoweit haften 
wir für jeden Grad des Verschuldens. Die Haftung im Fall 
des Lieferverzugs ist jedoch für jede vollendete Woche des 
Verzuges im Rahmen einer pauschalierten Verzugsentschä-
digung auf 0,5 % des Lieferwertes, maximal jedoch nicht 
mehr als 5 % des Lieferwertes begrenzt. Die Haftung im Fall 

der Verletzung von wesentlichen Vertragspflichten wird auf 
den regelmäßig vorhersehbaren Schaden begrenzt.

2. Es gelten die gleichen Grundsätze für die Haftung der 
Erfüllungs- und Verrichtungsgehilfen des Auftragnehmers.

3. Werden Schadensersatzansprüche geltend gemacht, so 
müssen sie innerhalb von vier Monaten nach schriftlicher 
Ablehnung des Auftragnehmers klageweise geltend ge-
macht werden. Eine spätere Geltendmachung ist ausge-
schlossen, es sei denn, dass ein Beweissicherungsverfah-
ren eingeleitet wurde.

4. Wir haften nicht für bei uns lagerndes Material des Auf-
traggebers, Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit ausgenom-
men. Solches Material ist z. B. nicht gegen Diebstahl, Feu-
er oder andere wertmindernde Ereignisse versichert.

5. Offensichtliche Mägel, die nicht rechtzeitig angezeigt 
werden, d.h. nicht innerhalb von vier Wochen, können 
nicht Gegenstand von Schadensersatzansprüchen gegen 
den Auftragnehmer sein.

6. Rechtserhebliche Erklärungen und Anzeigen, die der 
Auftraggeber gegenüber dem Auftragnehmer oder einem 
Dritten anzugeben hat, bedürfen der Schriftform gemäß § 
126 BGB.

7. Rechnungen sind sofort nach Zugang zu bezahlen. Der 
Auftraggeber kommt spätestens 30 Tage nach Fälligkeit 
in Verzug. Dies gilt gegenüber einem Auftraggeber, der 
Verbraucher ist, nur, wenn auf diese Rechtsfolge in der 
Rechnung ausdrücklich hingewiesen wurde.

X. HANDELSBRAUCH

1. Im kaufmännischen Verkehr gelten die Handelsbräuche 
der Druckindustrie (z. B. keine Herausgabepflicht von Zwi-

schenerzeugnissen wie Daten, Lithos oder Druckplatten, 
die zur Herstellung des geschuldeten Endproduktes erstellt 
werden), sofern kein abweichender Auftrag erteilt wurde.

XI. ARCHIVIERUNG

1. Dem Auftraggeber zustehende Produkte, insbesondere 

Daten und Datenträger, werden nur nach ausdrücklicher 
Vereinbarung und gegen besondere Vergütung über den 
Zeitpunkt der Übergabe des Endprodukts an den Auftrag-
nehmer oder seine Erfüllungsgehilfen hinaus archiviert.

2. Sollen die vorbezeichneten Gegenstände versichert wer-
den, so hat dies bei fehlender Vereinbarung der Auftrag-
geber selbst zu besorgen.

XII. PERIODISCHE ARBEITEN

1. Verträge über regelmäßig wiederkehrende Arbeiten 
können mit einer Frist von mindestens 3 Monaten zum 
Schluß eines Monats gekündigt werden.

XIII. GEWERBLICHE SCHUTZRECHTE/

URHEBERRECHT

1. Der Auftraggeber haftet allein, wenn durch die Aus-
führung seines Auftrages Rechte Dritter, insbesondere 
Urheberrechte verletzt werden. Der Auftraggeber hat den 
Auftragnehmer von allen Ansprüchen Dritter wegen einer 
solchen Rechtsverletzung freizustellen.

2. An allen Zeichnungen, Skizzen, Entwürfen, Schaltbil-
dern, Kostenvoranschlägen, Statiken etc. behält sich der 
Auftragnehmer das Eigentums- und Urheberrecht vor. 
Die vorgenannten Zeichnungen etc. dürfen keiner dritten 
Person zugänglich gemacht werden. Weitere Verwendung 
des Entwurfes etc. ist nicht gestattet und bedarf der aus-
drücklichen vorherigen Zustimmung des Auftragnehmers. 
Skizzen, Entwürfe, Probeschilder etc. werden, sollte keine 
gegenteilige Vereinbarung getroffen worden sein, nach 
Aufwand berechnet. Alle Unterlagen des Auftragnehmers 
sind, sofern eine Auftragserteilung gegenüber dem Auf-



tragnehmer nicht erfolgt, unverzüglich zurückzugeben. 
Ideen, Entwürfe, Konzepte, Muster, Produkte und Leistun-
gen jeder Art werden von dem Auftragnehmer nur gegen 
Berechnung erbracht. Diese dürfen weder vervielfältigt, 
noch nachgeahmt oder verändert werden. Eine Übertra-
gung der Rechte desAuftragnehmers kann nur in schriftli-
cher Form gegen besondere vereinbarte Vergütung erfol-
gen. Auch durch Bezahlung erwirbt der Besteller nur das 
eingeschränkte Nutzungsrecht für den jeweils konkreten 
Auftragszweck. Bei Nachauflagen und erweiterten Ver-
wendungszwecken etc. steht dem Auftragnehmer, je nach 
Nutzungsgrad eine Nachberechnung des Honorars in Höhe 
von 5 bis 50 % zu. Der Auftragnehmer kann geschaffene 
Werbemittel signieren (Urheberrecht), mit Fabrikationstext 
versehen und auch im Rahmen ihrer Eigenwerbung ver-
wenden.

XIV. ERFÜLLUNGSORT, GERICHTSSTAND, 

WIRKSAMKEIT

1. Soweit sich aus dem Vertrag nichts anderes ergibt, ist 
Erfüllungs- und Zahlungsort unser Geschäftssitz. Die ge-
setzlichen Regelungen über die Gerichtsstände bleiben un-
berührt. Auf das Vertragsverhältnis findet deutsches Recht 
Anwendung. UN-Kaufrecht ist ausgeschlossen.

2. Die nachfolgende Regelung gilt nur im kaufmännischen 
Verkehr: Soweit sich aus dem Vertrag nichts anderes er-

gibt, ist Erfüllungs- und Zahlungsort unser Geschäftssitz.

3. Hat der Auftraggeber keinen allgemeinen Gerichtsstand 
in Deutschland oder in einem anderen EU-Mitgliedstaat, 
ist ausschließlicher Gerichtsort für sämtliche Streitigkeiten 
aus diesem Vertrag unser Geschäftssitz.

4. Die nachfolgende Regelung gilt nur im kaufmännischen 
Verkehr: Ist der Auftraggeber Kaufmann, eine juristische 
Person des öffentlichem Rechts oder ein öffentlich-recht-
liches Sondervermögen, ist ausschließlicher Gerichtsstand 
das sachlich zuständige Gericht in Stade.

(Stand: 21. September 2015)


